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FERIENJOBS:  Was dürfen Kinder steuerfrei verdienen 
 
Wieviel Kinder in den Ferien verdienen dürfen, ohne dass deren Eltern Gefahr laufen, die 
Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag zu verlieren, soll in folgender Übersicht dargestellt 
werden: 
• Kinder bis zur Vollendung des 19. Lebensjahres dürfen ganzjährig beliebig viel verdienen, 

ohne dass bei den Eltern die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag gefährdet sind.  
• Kinder über 19 Jahre müssen darauf achten, dass das nach dem laufenden Einkommensteuertarif zu 

versteuernde Jahreseinkommen (nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen, Werbungskosten, 
Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen) EUR 10.000 nicht überschreitet, um die 
Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag nicht zu verlieren. Dies gilt unabhängig davon, ob das 
Einkommen in den Ferien oder außerhalb der Ferien erzielt wird.  
Das bedeutet, dass das Kind umgerechnet Gehaltseinkünfte von insgesamt bis zu brutto rd EUR 
12.400 pro Jahr (Bruttogehalt ohne Sonderzahlungen unter Berücksichtigung von SV-Beiträgen bzw 
Werbungskosten- und Sonderausgabenpauschale) bzw einschließlich der Sonderzahlungen brutto 
rd EUR 14.500 pro Jahr verdienen kann, ohne dass die Eltern die Familienbeihilfe und den 
Kinderabsetzbetrag verlieren. Sollte das zu versteuernde Einkommen des Kindes EUR 10.000  
überschreiten, wird die Familienbeihilfe nur um den übersteigenden Betrag vermindert und ist 
zurückzuzahlen. 

 
Beispiel: Ein Student hat am 10.6.2015 das 19. Lebensjahr vollendet. Daher ist im Jahr 2016 erstmals 

das Einkommen des Kindes relevant. Beträgt das steuerpflichtige Einkommen im Jahr 2016 zB EUR 

10.700  wird die Familienbeihilfe nur mehr um EUR 700 gekürzt. 

 
Zu beachten ist, dass für die Beurteilung, ob Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag zustehen, 
sämtliche der Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte herangezogen werden. Daher sind 
beispielsweise auch Vermietungseinkünfte oder Sonstige Einkünfte zu berücksichtigen. Nur 
Lehrlingsentschädigungen, Waisenpensionen sowie einkommensteuerfreie Bezüge und endbesteuerte 
Einkünfte bleiben außer Ansatz. 
 
In diesem Zusammenhang soll noch auf folgende Besonderheiten aufmerksam gemacht werden: 
• Ein zu versteuerndes Einkommen, das in Zeiträumen erzielt wird, für die kein Anspruch auf 

Familienbeihilfe besteht (zB bei vorübergehender Einstellung der Familienbeihilfe, weil die 
vorgesehene Studienzeit in einem Studienabschnitt abgelaufen ist), ist konsequenter Weise nicht in 
die Berechnung des Grenzbetrages einzubeziehen.  

• Nicht ungefährlich ist es, wenn die Eltern den zu hohen Verdienst ihres Kindes nicht pflichtgemäß 
dem Finanzamt melden. Wer eine solche Meldung unterlässt, riskiert zusätzlich zur Rückforderung 
der Familienbeihilfe und des Kinderabsetzbetrages auch eine Finanzstrafe!  

 
Betreffend den Ferialpraktikanten ist noch Folgendes zu beachten: 
Bis zu einem monatlichen Bruttobezug von EUR 415,72 (Wert 2016) fallen wegen geringfügiger 
Beschäftigung keine Dienstnehmer-Sozialversicherungsbeiträge an. Liegt der Monatsbezug über dieser 
Grenze, werden dem Kind die vollen SV-Beiträge abgezogen. Allerdings kann es bei niedrigen Einkünften 
bei der Veranlagung zu einer SV-Rückvergütung (auch als „Negativsteuer“ bezeichnet) kommen. Danach 
können 50% der SV-Beiträge bis max EUR 400  (EUR 500 mit Pendlerpauschale) vom Finanzamt 
vergütet werden.  
Bei Ferialjobs in Form von Werkverträgen oder freien Dienstverträgen, bei denen vom Auftraggeber 
kein Lohnsteuerabzug vorgenommen wird, muss ab einem Jahreseinkommen (Bruttoeinnahmen 
abzüglich der mit der Tätigkeit verbundenen Ausgaben) von EUR 11.000 für das betreffende Jahr eine 
Einkommensteuererklärung abgegeben werden. Eine Ferialbeschäftigung im Werkvertrag bzw freien 
Dienstvertrag unterliegt grundsätzlich auch der Umsatzsteuer (im Regelfall 20%). Umsatzsteuerpflicht 
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besteht jedoch erst ab einem Jahresumsatz (= Bruttoeinnahmen inklusive 20% Umsatzsteuer) von mehr 
als EUR 36.000 (bis dahin gilt die unechte Steuerbefreiung für Kleinunternehmer). Eine 
Umsatzsteuererklärung muss ebenfalls ab Umsätzen von EUR 30.000  netto abgegeben werden.  
 

Ertragsteuerliche Neuerungen bei Grundstücken 
 
Die Steuerreform 2015/2016 brachte bei der Abschreibung von Immobilien eine Reihe von 
Änderungen. In der sogenannten Grundanteilverordnung 2016 und einer BMF-Info zu den 
ertragsteuerlichen Änderungen im Zusammenhang mit der Besteuerung von Grundstücken und 
Kapitalvermögen durch das Steuerreformgesetz 2015/16 wurden nunmehr Details zur Vorgangsweise 
bei den Änderungen veröffentlicht.  
 

Laufende Abschreibung 

Für betrieblich genutzte Betriebsgebäude gilt für im Jahr 2016 beginnende Wirtschaftsjahre ohne 
Nachweis der Nutzungsdauer ein einheitlicher Abschreibungssatz von bis zu 2,5% (statt bisher 2%, 
2,5% oder 3%). Bei Gebäuden, die für Wohnzwecke überlassen werden, kommt sowohl im 
betrieblichen Bereich als auch bei der reinen Vermietung ein Abschreibungssatz von 1,5% zur 
Anwendung. Bei einem gemischt genutzten Gebäude im betrieblichen Bereich sind die Gebäudeteile 
im Verhältnis der Nutzfläche für die AfA-Bemessung aufzuteilen, außer die zu Wohnzwecken 
überlassenen Teile betragen weniger als 10% der Nutzfläche.  Eine Überlassung zu Wohnzwecken liegt 
jedenfalls bei einer längerfristigen Überlassung von Wohnraum von mindestens drei Monaten vor. Der 
Nachweis einer kürzeren Nutzungsdauer ist weiterhin möglich. Bei Zinshäusern, die vor 1915 erbaut 
wurden, kann weiterhin ein AfA-Satz von 2% angewendet werden. Für Gebäude in Leichtbauweise 
können ebenfalls höhere AfA-Sätze herangezogen werden. 

Der neu anzuwendende Abschreibungssatz ist von der ursprünglichen Bemessungsgrundlage zu 
berechnen. Vereinfacht kann er auch wie folgt ermittelt werden: Kürzung des bisherigen AfA-Betrages 
um 1/6 (bei bisheriger 3%iger Abschreibung) oder Erhöhung um 1/4 (bei bisheriger 2%iger 
Abschreibung).  
 

Ermittlung des Grundanteils 

Ab 1.1.2016 ist im außerbetrieblichen Bereich der Grundanteil grundsätzlich mit 40 % der 
Anschaffungskosten (bisher üblicherweise 20 %) anzusetzen. Damit erfolgte eine massive Kürzung der 
potentiellen Abschreibungsbasis. Zur Berücksichtigung unterschiedlicher örtlicher und baulicher 
Verhältnisse wurden jedoch im Verordnungsweg abweichende Regelungen getroffen.  Gemäß der 
GrundanteilV ist ohne Nachweis (zB durch Gutachten, Gegenstand abgabenbehördlicher 
Prüfungsmaßnahmen) der Grundanteil nunmehr im Detail wie folgt zu ermitteln: 

• 20% Grundanteil / 80% Gebäudeanteil: 
bei Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern, wenn der durchschnittliche 

Quadratmeterpreis für baureifes Land weniger als EUR 400  beträgt 

• 30% Grundanteil / 70% Gebäudeanteil:  
bei Gebäuden mit mehr als 10 Wohn- oder Geschäftseinheiten in 

o Gemeinden, in denen der durchschnittliche Quadratmeterpreis für baureifes Land 

mindestens EUR 400 beträgt ODER 

o Gemeinden mit mindestens 100.000 Einwohnern  

• 40% Grundanteil / 60% Gebäudeanteil:  
bei Gebäuden mit bis zu 10 Wohn- oder Geschäftseinheiten in 

o Gemeinden, in denen der durchschnittliche Quadratmeterpreis für baureifes Land 

mindestens EUR 400 beträgt ODER 
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o Gemeinden mit mindestens 100.000 Einwohnern  

Grundanteil 
Einwohner/Gemeind
e 

 
EUR/m² für 
baureifes Land 

 
Wohn-/ 
Geschäfts-
einheiten 

20% weniger als 100.000 UND weniger als 400   

30% zumindest 100.000  ODE
R 

zumindest 400 UND mehr als 10 

40% zumindest 100.000  ODE
R 

zumindest 400 UND bis zu 10 

 

Beispiel: Bei einem Zinshaus in Wien mit 20 Wohnungen muss man 30% Grundanteil ausscheiden. 

 
Derzeit haben folgende Gemeinden mindestens 100.000 Einwohner: Wien, Graz, Linz, Salzburg, 
Innsbruck. 

Unter baureifem Land werden als Bauland gewidmete und voll aufgeschlossene unbebaute Grundstücke 
verstanden. Die durchschnittlichen Quadratmeterpreise sind anhand eines Immobilienpreisspiegels 
glaubhaft zu machen. Eine Geschäftseinheit liegt jedenfalls pro angefangenen 400 m2 Nutzfläche vor. 

Für zum 1.1.2016 bereits vermietete Grundstücke ist auf die Verhältnisse zum 1.1.2016 abzustellen. 
Weichen die tatsächlichen Verhältnisse jedoch erheblich (dh um zumindest 50 %) von den ermittelten 
pauschalen Werten ab, so ist der Grundanteil nicht nach der GrundanteilV zu ermitteln. 

Nach wie vor ist es aber möglich, den Grundwert durch ein Sachverständigengutachten nachzuweisen 
oder den Grundwert durch eine Berechnung nach der Grundstückswertverordnung glaubhaft zu machen.  

Die neuen pauschalen Aufteilungsverhältnisse sind erstmalig bei der Veranlagung für das Jahr 2016 
anzuwenden. Wurde vor 2016 ohne Nachweis eines anderen Aufteilungsverhältnisses (zB Gutachten, 
ausdrücklicher Gegenstand abgabenbehördlicher Prüfungsmaßnahmen) von Grund und Boden und 
Gebäude eine davon abweichende pauschale Aufteilung vorgenommen, sind die fortgeschriebenen 
Anschaffungskosten des Gebäudes und die Anschaffungskosten des Grund und Bodens mit Wirkung ab 
1.1.2016 entsprechend der GrundanteilV anzupassen.  Dafür sind die fortgeschriebenen 
Anschaffungskosten des Gebäudes im Verhältnis der vorgesehenen oder im Jahr 2016 nachgewiesenen 
Aufteilung zu der ursprünglich angewendeten Aufteilung abzustocken und auf die Anschaffungskosten 
von Grund und Boden zu übertragen. Die Absetzung für Abnutzung ist entsprechend anzupassen. 

Beispiel: Im Jahr 2006 wurde ein bebautes Grundstück mit den Anschaffungskosten von 

EUR 1.000.000  erworben. 80% wurden dem Gebäude (EUR 800.000) und 20% dem Grund und Boden 

(EUR 200.000) zugeordnet. Für das Gebäude wurde bis 2016 eine AfA von EUR 12.000 geltend 

gemacht (1,5% von EUR 800.000). Der Restbuchwert des Gebäudes beträgt daher zum 31.12.2015 

EUR 680.000 (= 800.000  abzüglich 12.000  für 10 Jahre). 

Ab 2016 ändert sich ohne Nachweis eines abweichenden Verhältnisses das Aufteilungsverhältnis von 

Gebäude zu Grund und Boden von 80:20 zu 60:40. Die Bemessungsgrundlage für die AfA sind daher 

EUR 600.000. Die AfA beträgt daher EUR 9.000 p.a. 

Vom Restbuchwert des Gebäudes (fortgeschriebene Anschaffungskosten) zum 31.12.2015 in Höhe von 

EUR 680.000 sind zum 1.1.2016 25% den Anschaffungskosten des Grund und Bodens zuzuschlagen. Auf 

Grund und Boden entfallen Anschaffungskosten in Höhe von EUR 370.000  (200.000  plus 25% von 

680.000, ds 170.000). Die fortgeschriebenen Anschaffungskosten des Gebäudes betragen daher 

EUR 510.000  (680.000  minus 170.000) und reduzieren sich um die jährliche AfA von EUR 9.000. 

Sind in Fällen, in denen in der Vergangenheit der Gebäudeanteil pauschal angesetzt wurde (mit 
beispielsweise 80% der Anschaffungskosten des bebauten Grundstückes), nachträgliche 
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Herstellungsaufwendungen angefallen, sind diese Aufwendungen bei der „Überführung“ des 
Aufteilungsverhältnisses mangels Grundanteils auszuscheiden. 
 

Instandsetzungs- und Instandhaltungsaufwendungen 

Die Verteilungszeiträume von Instandsetzungsaufwendungen bzw wahlweise von 
Instandhaltungsaufwendungen werden ab 2016 von 10 auf 15 Jahre verlängert. Die Verlängerung gilt 
auch für bereits laufende Zehntelabsetzungen für Instandsetzungsaufwendungen. Freiwillig in der 
Vergangenheit begonnene Zehntelabsetzungen (zB zur Vermeidung eines ansonsten nicht 
ausgleichbaren Verlustes) laufen aber unverändert weiter. 
 

Inflationsabschlag 

Bei Veräußerung von Grund und Boden darf ab 1.1.2016 (bzw in Wirtschaftsjahren, die nach dem 
31.12.2015 enden) kein Inflationsabschlag mehr berücksichtigt werden.  
 

Zweifelsfragen zu den neuen Bestimmungen des 
Grunderwerbsteuerrechts 

 
Das BMF hat am 13.5.2016 einen Erlass zu Zweifelsfragen bei verschiedenen Sachverhalten im 
Zusammenhang mit den neuen Bestimmungen des Grunderwerbsteuergesetzes veröffentlicht. Der Erlass 
umfasst 40 Seiten und befasst sich anhand von Beispielen mit der Lösung von mannigfaltigen 
Zweifelsfragen. Auf diese kann an dieser Stelle nur exemplarisch hingewiesen werden: 
 

• Wie ist die Besteuerung einer Grundstücksschenkung im Fall der Zurückbehaltung des 
wirtschaftlichen Eigentums durch ein Fruchtgenussrecht vorzunehmen? Welche Folgen hat der 
spätere Wegfall des Fruchtgenussrechts durch den Tod des Berechtigten? 

• Wie ist die Anwachsung grunderwerbsteuerlich zu behandeln? 
• Wie sind kumulierte Anteilsübertragungen bei Personengesellschaften im Hinblick auf den 

neuen 95 %-Tatbestand zu sehen? 
• Welche grunderwerbsteuerliche Folgen sind mit Treuhandschaften und auch dem Wechsel des 

Treuhänders verbunden? 
• Zweifelsfragen im Zusammenhang mit Liegenschaften und Unternehmensgruppen 
• Fragen zur Befreiung von Betriebsübertragungen 
• Zweifelsfragen im Zusammenhang mit Umgründungen 
• Zweifelsfragen im Zusammenhang mit der Grundstückswertverordnung (zB Fragen zum 

Sanierungstatbestand) 
 

Von den durchwegs sehr interessanten Fragen und deren Beantwortung durch das BMF werden in der 
Folge zwei besonders praxisrelevante Fälle dargestellt: 
 

• Der Geschenkgeber eines Grundstücks behält sich das Fruchtgenussrecht sowie die 
wirtschaftliche Verfügungsmacht (durch eine Vereinbarung, dass der Geschenknehmer das 
Grundstück nur auf seine Anordnung verkaufen darf und er den Verkaufserlös erhält) zurück. 
Ertragsteuerlich ist durch eine derartige Vereinbarung sichergestellt, dass der Geschenkgeber 
weiterhin die laufenden Einkünfte versteuert und auch die Abschreibung geltend machen kann. 
Durch diese Übertragung wird der Grunderwerbsteuertatbestand erfüllt und es fällt 
Grunderwerbsteuer an. Die Zurückbehaltung des wirtschaftlichen Eigentums stellt keinen 
Erwerbsvorgang iSd GrEStG dar. Stirbt in der Folge der Fruchtgenussberechtigte oder 
verzichtet dieser auf das Fruchtgenussrecht, stellt dies einen weiteren 
grunderwerbsteuerlichen Vorgang dar. Eine (ergänzende) GrESt wird aber nur dann 
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erhoben, wenn die Bemessungsgrundlage für den späteren Erwerbsvorgang den Betrag 
übersteigt, der beim vorangegangenen Erwerb Bemessungsgrundlage war (zB infolge einer 
zwischenzeitlichen Wertsteigerung des Grundstücks). 

• Kurz vor Jahreswechsel waren alle Notariatskanzleien mit der Auflösung bzw Übertragung von 
Treuhandschaften betreffend grundstücksbesitzender Kapital- und Personengesellschaften 
überlastet. Im Zuge der Übertragung von Treuhandschaften von einem Treuhänder zu einem 
anderen Treuhänder wurde vom BMF völlig unvermutet die Rechtsansicht vertreten, dass ein 
Treuhänderwechsel jedenfalls den Rückfall des Treuguts auf den Treugeber bewirken würde. 
Dieser Ansicht des BMF wurde von Zivilrechtlern massiv widersprochen. Nunmehr vertritt das 
BMF in der gegenständlichen Information die Ansicht, dass nur dann, wenn der 
Treuhandvertrag einen direkten Treuhänderwechsel „ausdrücklich vertraglich regelt“, eine 
(fiktive) Rückübertragung auf den Treugeber vermieden werden kann. Nur in diesem Fall wäre 
ein direkter Wechsel des Treuhänders (ohne Rückfall auf den Treugeber und die damit vielfach 
verbundene Anteilsvereinigung beim Treugeber) möglich. In diesem Zusammenhang bleibt 
leider unklar, was eine „ausdrückliche vertragliche Regelung“ sein soll. Bekanntlich sind 
Treuhandverträge formfrei und bedürfen keiner Schriftform und eine – auch nur konkludente – 
Abänderung jedes Treuhandvertrags ist jederzeit möglich. Somit bleibt abzuwarten, ob das 
BMF diese Aussage aus dem GrEStG-Erlass noch präzisieren wird. Aus Gründen der Vorsicht 
sollte aber vorsorglich ein schriftlicher Treuhandvertrag mit einem entsprechenden Passus für 
den Treuhänderwechsel abgeschlossen werden.  

 

Handwerkerbonus ab 1. Juni 2016  
 
Der Handwerkerbonus, der bereits 2014 und 2015 gewährt wurde, erfährt nun eine Neuauflage. 
Privatpersonen (sowohl Eigentümer als auch Mieter) können für ab dem 1. Juni 2016 von 
gewerbeberechtigten Handwerkern erbrachte Leistungen, die den eigenen Wohnbereich im Inland 
betreffen, eine Förderung in Höhe von 20% beantragen. Der Antrag kann ab 1. Juli 2016 bei den 
Bausparkassen eingereicht werden, die maximal förderbaren Kosten pro Jahr betragen netto EUR 
3.000 . Damit erhält jeder Förderungswerber bis zu EUR 600 pro Jahr, was genau dem 
Umsatzsteuerbetrag entspricht. Der Fördertopf ist für 2016 mit EUR 20 Mio limitiert. Bei 
entsprechendem Wirtschaftswachstum ist der gleiche Betrag auch für 2017 geplant. 
 

Wissenswertes betreffend die Arbeitnehmerveranlagung 
 
Grundsätzlich sind bei der Arbeitnehmerveranlagung drei Möglichkeiten zu unterscheiden: Die 
Pflichtveranlagung, die Veranlagung über Aufforderung durch das Finanzamt und die 
Antragsveranlagung.  
 

Pflichtveranlagung 

Als lohnsteuerpflichtiger Dienstnehmer ist man zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
verpflichtet, wenn einer der folgenden Fälle zutrifft und das zu versteuernde Jahreseinkommen mehr 
als EUR 12.000 beträgt. 
• Erzielung von Nebeneinkünften (zB aus einem Werkvertrag, aus sonstiger selbständiger Tätigkeit, 

aus Vermietung oder ausländische Einkünfte, die aufgrund des anzuwendenden 
Doppelbesteuerungsabkommens zwar steuerfrei sind, aber für den Progressionsvorbehalt 
herangezogen werden müssen) von mehr als  EUR 730 pro Jahr.  

• Erzielung von Einkünften aus Kapitalvermögen (Überlassung von Kapital, realisierte 
Wertsteigerungen, Derivate), die keinem KESt-Abzug unterliegen. 

• Erzeilung von Einkünften aus einem privaten Grundstücksverkauf, für die keine ImmoESt 
abgeführt wurde oder für die die Abgeltungswirkung nicht eintritt. 
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• Erzielung von Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit, für die keine Lohnsteuer einbehalten 
wurde (zB Grenzgänger). 

• Bezug von gleichzeitig zwei oder mehreren Gehältern und/oder Pensionen, die beim 
Lohnsteuerabzug nicht gemeinsam versteuert werden. 

• Es wurde zu Unrecht der Alleinverdiener- /Alleinerzieherabsetzbetrag oder der erhöhte 
Pensionistenabsetzbetrag beansprucht. 

• Es wurde zu Unrecht ein (zu hohes) Pendlerpauschale in Anspruch genommen. 
• Abgabe einer unrichtigen Erklärung beim Arbeitgeber bezüglich des steuerfreien Zuschusses zu 

den Kinderbetreuungskosten. 
• Der Arbeitnehmer wurde unmittelbar für die Lohnsteuer in Anspruch genommen. 
 
In den ersten drei Fällen (Nebeneinkünfte von mehr als EUR 730, Kapitaleinkünfte, 
Grundstücksverkauf) ist das normale Einkommensteuererklärungsformular E1 und allenfalls die 
Zusatzformulare E1a (bei Einkünften als Selbständiger), E1b (bei Vermietungseinkünften), E1c (bei 
land- und forstwirtschaftlichen Einkünften mit Pauschalierung) bzw das Formular E1kv (bei 
Kapitaleinkünften) zu verwenden. In allen anderen Fällen, die im engeren Sinn als 
Arbeitnehmerveranlagung bezeichnet werden, ist  das Arbeitnehmerveranlagungsformular L1 zu 
verwenden. 
 

Aufforderung durch das Finanzamt 

In folgenden Fällen fordert das Finanzamt erfahrungsgemäß im Spätsommer durch Übersendung eines 
Steuererklärungsformulars dazu auf, eine Arbeitnehmerveranlagung für 2015 bis Ende September 2016 
einzureichen. 
• Bezug von Krankengeld, Entschädigungen für Truppenübungen, Insolvenz-Ausfallsgeld, bestimmte 

Bezüge aus der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse oder Bezüge aus 
Dienstleistungsschecks bezogen oder eine beantragte Rückzahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen. 

• Bei der Berechnung der laufenden Lohnsteuer wurden Steuerminderungen aufgrund eines 
Freibetragsbescheides (zB Werbungskosten, Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen) 
berücksichtigt. 

 

Antragsveranlagung 

Für die Antragsveranlagung gibt es eine Frist von fünf Jahren. Diese sollte in folgenden Fällen 
durchführt werden. Wenn wider Erwarten statt der erhofften Gutschrift eine Nachzahlung herauskommt, 
kann der Antrag binnen eines Monats wieder zurückgezogen werden. 
• Bei schwankende Bezüge oder Verdienstunterbrechungen während des Kalenderjahres (zB 

Ferialpraxis, unterjähriger Wiedereinstieg nach Karenz). Es wurde dadurch auf das ganze Jahr 
bezogen zu viel an Lohnsteuer abgezogen (Formular L1)). 

• Es sind Sonderausgaben, Werbungskosten, außergewöhnliche Belastungen angefallen, die 
bisher noch nicht oder in zu geringer Höhe geltend gemacht wurden (Formular L1). 

• Falls kein Antrag auf den Alleinverdiener-/ Alleinerzieherabsetzbetrag und/oder auf ein 
Pendlerpauschale / Pendlereuro dem Arbeitgeber übergeben wurde, weshalb dies bei der 
laufenden Lohnverrechnung noch nicht berücksichtigt wurde (Formular L1). 

• Vorhandensein von Kindern, für welche Sie Familienbeihilfe (einschließlich Kinderabsetzbetrag) 
bezogen wurde und für die daher der Kinderfreibetrag von EUR 220 pro Kind zusteht. Dieser 
kann mittels Formulars L1k im Rahmen der Einkommensteuer- bzw Arbeitnehmerveranlagung 
beantragt werden.  Bei getrennter Geltendmachung durch beide Elternteile steht jedem Elternteil ein 
Kinderfreibetrag von EUR 132 pro Kind zu. 

• Falls Alimente für Kinder geleistet werden und es steht daher der Unterhaltsabsetzbetrag zu 
(Formular L1). 
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• Geltendmachung von Verlusten, die im abgelaufenen Jahr aus anderen, nicht lohnsteuerpflichtigen 
Einkünften (zB aus der Vermietung eines Hauses) entstanden sind. Dafür ist das Formular E1 zu 
verwenden. 

• Geltendmachung von aus aus früheren unternehmerischen Tätigkeiten entstandenen 
Verlustvorträgen, bei den Gehaltseinkünften (Formular E1). 

• In manchen Fällen bekommt man  Geld vom Finanzamt gutgeschrieben, obwohl keine Einkommen- 
oder Lohnsteuer bezahlt wurde (= „Negativsteuer“ bzw „SV-Rückerstattung“) und zwar: 
a) Es besteht Anspruch auf den Alleinverdiener/Alleinerzieherabsetzbetrag, der Verdienst ist  aber 

so wenig, dass keine Einkommensteuer oder Lohnsteuer bezahlt wird. 
b) Vom Gehalt oder der Pension (neu seit 2015!) wurde zwar Sozialversicherung abgezogen, aber 

keine Lohnsteuer, dann erhält man dennoch eine Steuergutschrift.  Diese errechnet sich mit 
einem Prozentsatz der Sozialversicherungsbeiträge und ist gedeckelt. Besteht zumindest ein 
Monat Anspruch auf das Pendlerpauschale, erhöht sich die Negativsteuer zusätzlich. 

 
Negativsteuer / SV-
Rückerstattung 

bis 2014 2015 ab 2016 

 % von SV max % von SV max % von SV max 
Anspruch auf 
Alleinverdiener-/-
erzieherabsetzbetrag 

--- 494 €*) --- 494 €*) --- 494 €*) 

ohne Pendlerpauschale  10 % 110 € 20 % 220 € 50 % 400 € 
mit Pendlerpauschale 18 % 400 € 36 % 450 € 50 % 500 € 
Pensionisten keine keine 20 %   55 € 50 % 110 € 

*) bei zwei Kinder 669 €, für jedes weitere Kind zusätzlich jeweils 220 €. 

 

 

Frist zur Einreichung der Steuererklärungen 2015  
 
Der Termin für die Abgabe der Einkommensteuererklärung 2015 (Pflichtveranlagung) ist in 2015 
der 2.5.2016 (für Online-Erklärungen der 30.6.2016). Steuerpflichtige, die durch einen Steuerberater 
vertreten sind, haben grundsätzlich eine generelle Fristverlängerung bis maximal 31.3.2017 bzw 
30.4.2017, wobei zu beachten ist, dass für Steuernachzahlungen bzw –guthaben ab dem 1.10.2016 
Anspruchszinsen zu entrichten sind bzw gutgeschrieben werden.  
 

Die wichtigsten arbeitsrechtlichen Änderungen ab 2016 
 

Arbeitsvertragsrecht 
 

- Bereits seit 2015 entfällt die Verpflichtung zur Aufzeichnung der Ruhepausen der Arbeitnehmer, 
wenn in schriftlichen Einzelvereinbarungen mit jedem Arbeitnehmer entweder der Beginn und das 
Ende der Ruhepausen festgelegt werden oder es dem Arbeitnehmer überlassen wird, innerhalb eines 
festgelegten Zeitraums die Ruhepausen zu nehmen. 

- In den seit 1.1.2016 auszustellenden Dienstzetteln muss die Höhe des Grundlohns bzw Grundgehalts 
ausgewiesen werden. Ein Verweis auf das kollektivvertragliche oder gesetzliche Entgelt ist nicht 
ausreichend. Jede Änderung des Grundgehalts bzw des Grundlohns ist dem Arbeitnehmer 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Eine derartige Meldung kann aber dann unterbleiben, wenn die 
Änderung eine Folge von dienstzeitabhängigen Vorrückungen in derselben Verwendungsgruppe lt 
Kollektivvertrag ist. 

- Bei sogenannten All-In-Verträgen muss auch das Grundgehalt im Arbeitsvertrag oder im 
Dienstzettel gesondert ausgewiesen werden. Fehlt diese Angabe, gilt der angemessene Ist-Grundlohn 
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als vereinbart. Damit soll die Transparenz bei All-In-Verträgen verbessert werden. Der Ist-
Grundlohn ist Grundlage für die Abgeltung zeitbezogener Entgeltbestandteile. 

- Konkurrenzklauseln sind nur mehr bei Arbeitnehmern zulässig, deren letztes Monatsentgelt über 
dem 20-fachen der täglichen ASVG-Höchstbeitragsgrundlage liegt. Im Jahr 2016 entspricht dies 
einem Bruttomonatsentgelt iHv EUR 3.240,00. Sonderzahlungen sind bei der Bemessung des 
maßgeblichen Entgelts außer Acht zu lassen. Eine vereinbarte Konventionalstrafe darf höchstens 
sechs Nettomonatsentgelte (ohne Sonderzahlungen) betragen. Konventionalstrafen unterliegen dem 
richterlichen Mäßigungsrecht. 

- Ausbildungskosten dürfen vom Arbeitgeber nur mehr innerhalb von vier Jahren zurückgefordert 
werden (bislang fünf Jahre). Dabei ist der Rückforderungsbetrag monatlich zu aliquotieren. In 
besonderen Fällen darf aber nach wie vor eine achtjährige Rückforderungsfrist vereinbart werden. 

- Jeder Arbeitnehmer hat nunmehr einen einklagbaren Anspruch auf Übermittlung einer schriftlichen, 
übersichtlichen, nachvollziehbaren und vollständigen Abrechnung für jede Entgeltzahlungsperiode. 
Ferner hat jeder Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Kopie der Anmeldung bei der 
Sozialversicherung auszuhändigen. 

 
Arbeitszeitrecht 
 

- Wenn ein Arbeitgeber eine Stelle mit höherem Arbeitszeitausmaß ausschreibt, ist er verpflichtet, 
diese Stelle zunächst seinen Teilzeitbeschäftigen anzubieten. 

- In Gastgewerbebetrieben kann unter bestimmten Voraussetzungen die tägliche Ruhezeit im 
Kollektivvertrag verkürzt werden. 

- Bei Jugendlichen ab dem 17. Lebensjahr kann die tägliche Höchstarbeitszeit auf zehn Stunden 
durch passive Reisezeiten ausgedehnt werden. 

 
• Schrittweise Senkung der Lohnnebenkosten 

 bisher 1.1.2016 1.1.2017 1.1.2018 
IESG-Beitrag 0,45% 0,35%   
Dienstgeberbeitrag (FLAG-Beitrag) 4,5% 4,5% 4,1% 3,9% 
Nachschichtschwerarbeits-Beitrag 3,7% 3,4%   

 

Splitter: Höchstgerichtliche Entscheidungen 
 
• VwGH zur Genussrechtseinräumung an eine liechtensteinische Stiftung 

 
Der VwGH musste sich jüngst mit der Fremdüblichkeit der Einräumung eines obligatorischen 
Genussrechts beschäftigen. Im Anlassfall wurde von einer österreichischen GmbH ein derartiges 
Fremdkapitalgenussrecht an eine liechtensteinische Stiftung ausgegeben und als Verzinsung die 
Aufteilung der künftigen Ergebnisse im Verhältnis des Genussrechtskapitals zum Eigenkapital der 
GmbH vereinbart. Die österreichische GmbH stand im Alleineigentum einer österreichischen 
Privatstiftung, deren Begünstigte auch die das Genussrecht zeichnende liechtensteinische Stiftung 
war. Auf Grund dieser Konstellation beurteilte der VwGH die Emission des Genussrechts als einen 
Vertrag zwischen nahen Angehörigen, der den Kriterien der Fremdüblichkeit standhalten müsse. Da 
die GmbH im konkreten Fall im Emissionszeitpunkt keinen ersichtlichen Finanzierungsbedarf 
gehabt habe, sei die vereinbarte Vergütung für die Zurverfügungstellung des Genussrechtskapitals 
sozietär bedingt gewesen und daher fremdunüblich.  
Im finanzbehördlichen Verfahren war auch strittig, ob die liechtensteinische Stiftung als transparent 
oder intransparent einzustufen war. Der VwGH vertrat letztlich die Ansicht, dass die Frage der (In-
)Transparenz der liechtensteinischen Stiftung im konkreten Fall ohne jegliche Bedeutung sei. 
 

• VwGH zu Schwarzlohnvereinbarungen (Rechtslage bis 2010)  
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Nach Ansicht des VwGH ist bei Schwarzlohnzahlungen an Arbeitnehmer grundsätzlich keine 
Nettolohnvereinbarung zu unterstellen. Bei einem steirischen Fußballverein wurden Spielern und 
Trainern neben den laufenden Gehältern in „Side Lettern“ vereinbarte Handgelder, Punkte- und 
Aufstiegsprämien bezahlt. Im Rahmen einer GPLA-Prüfung war strittig, ob diese 
Schwarzzahlungen als Nettogehälter angesehen und auf Bruttogehälter hochgerechnet werden 
müssen oder nicht. Der VwGH teilte in seinem Judikat die Ansicht des OGH, wonach bei Einigkeit 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer über Schwarzzahlungen ohne Berechnung und Abfuhr von 
Abgaben, diese nicht als Nettolohnvereinbarungen zu beurteilen sind, da in diesem Fall ein 
Verpflichtungswille des Arbeitgebers, diese Abgaben zu tragen, nicht angenommen werden könne. 
Der VwGH verweist auch auf die ständige Rechtsprechung des OGH, wonach der Arbeitgeber bei 
der Abfuhr der vom Arbeitnehmer einbehaltenen Lohnsteuer eine fremde Schuld iSd § 1358 ABGB 
bezahlt, für die er persönlich haftet. Wenn er daher wegen zu wenig bezahlter Lohnsteuer in 
Anspruch genommen wird, tritt er gem § 1358 ABGB insoweit in die Rechte des Gläubigers ein und 
ist zivilrechtlich befugt, vom Arbeitnehmer den Ersatz der bezahlten Schuld zu fordern, sodass im 
Ergebnis dem Arbeitnehmer, dem ein Betrag ohne Abzug der darauf entfallenden Lohnsteuer 
ausgezahlt wurde, nur der Nettobetrag (nach Abzug der darauf entfallenden Lohnsteuer) verbleiben 
würde.  

Dieses Erkenntnis hat jedoch nur für Zeiträume bis 2010 Bedeutung. Mit dem 
Betrugsbekämpfungsgesetz 2010 hat sich mit Wirkung ab 1.1.2011 die Rechtslage jedoch verändert. 
Wird ein Dienstverhältnis nicht ordnungsgemäß bei der Sozialversicherung angemeldet und keine 
Lohnsteuer einbehalten, gilt eine Nettolohnvereinbarung als vereinbart und der Arbeitnehmer kann 
für die nicht einbehaltene Lohnsteuer auch direkt in Anspruch genommen werden.  
 

• VwGH zur Finanzierungsfreiheit mittels atypisch stiller Einlagen 
 
Vor kurzem hat sich der VwGH mit der Frage beschäftigt, ob die Einlage der Gesellschafter einer 
GmbH als atypisch stille Einlage oder als verdeckte Einlage in die GmbH zu beurteilen ist. Er ist 
dabei zum Schluss gekommen, dass eine parallele oder proportionale Beteiligung der GmbH-
Gesellschafter als atypisch stille Gesellschafter an der GmbH fremdüblich sein kann und daher die 
Annahme einer verdeckten Einlage nicht rechtfertigen kann. Der VwGH hat weiters festgehalten, 
dass auch aus dem Verhältnis der Kapitalausstattung der GmbH zu den stillen Einlagen keine 
Fremdunüblichkeit abgeleitet werden kann, weil es bei der GmbH kein betriebswirtschaftlich 
gebotenes (Mindest-)Eigenkapital gibt. Auch ist es nach Ansicht des VwGH bei der Rechtsform der 
GmbH & Still geradezu üblich, dass sich ein Großteil des (steuerlichen) Eigenkapitals nicht in der 
GmbH, sondern in der Personengesellschaft befindet. Auch eine Rangrücktrittserklärung der stillen 
Gesellschafter schadet steuerlich nicht. Der VwGH stützt die steuerliche Einordnung der atypisch 
stillen Gesellschaft als Mitunternehmerschaft gerade darauf, dass der Stille etwa die Position des 
Kommanditisten bei der KG hat. Die Kommanditisten einer KG haben nämlich von vornherein 
diesen Nachrang. 
 

• VwGH zur Teilwertabschreibung in der Gruppe 
 
Wird in der Unternehmensgruppe ein Großmutterzuschuss an eine nicht gruppenzugehörige 
Enkelgesellschaft geleistet, stellt sich die Frage, ob und wer eine Teilwertabschreibung geltend 
machen kann. Teilwertabschreibungen sind bei Einlagen in mittelbar verbundene Körperschaften 
bei der Zwischenkörperschaft zur Vermeidung einer doppelten Verlustberücksichtigung nicht 
zulässig. Im Verhältnis Gruppenträger – Zwischenkörperschaft ist im Rahmen des 
Gruppenbesteuerungsregimes eine Teilwertabschreibung ebenfalls ausgeschlossen. Der UFS kam 
zum Schluss, dass eine Regelungslücke vorliegt, und die Teilwertabschreibung bei der 
Zwischenkörperschaft steuerlich berücksichtigt werden kann. Auch der VwGH musste sich auf 
Grund der Amtsrevision des Finanzamtes mit dem Sachverhalt beschäftigen. Der VwGH folgte in 
seiner Entscheidung aber nicht dem UFS, sondern folgerte, dass der zuschussgewährende 
Gruppenträger die Wertminderung insoweit steuerlich geltend machen kann, als diese 
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Wertminderung darauf zurückzuführen ist, dass die gruppenzugehörige Zwischengesellschaft 
ihrerseits einen Wertverlust aus der Beteiligung an der nicht gruppenzugehörigen Gesellschaft 
erleidet. Dabei muss die Wertminderung jenen Teil der von der Zwischengesellschaft aktivierten 
Anschaffungskosten betreffen, der aus dem durchgeleiteten (Großmutter-)Zuschuss resultiert. 

 
• Berechnungsprogramm zur Grundstückswertverordnung (GrWV) online 

 

Zur leichteren Selbstberechnung der Grunderwerbsteuer hat das BMF auf seiner Homepage ein 
Berechnungsprogramm zur Berechnung des Grundstückswertes  nach dem Pauschalwertmodell der 
Grundstückswertverordnung online geschaltet. Das Berechnungsprogramm ist unter 
https://service.bmf.gv.at/service/allg/gwb/ aufrufbar. Die Abfrage des für die Berechnung 
notwendigen Bodenwertes kann über FinanzOnline unter „Sonstige Anträge“ erfolgen. Als 
Betrefftext ist „Bescheidkopie des Einheitswertes/Bodenwertanfrage“ auszuwählen. 
Die Berechnung des Grundstückswerts nach dem Pauschalwertmodell ist aber nur eine von drei 
Möglichkeiten, den Grundstückswert zu ermitteln. Alternativ bleibt es jedem Abgabepflichtigen 
unbenommen, den Grundstückswert auf der Basis des Immobilienpreisspiegels des Fachverbands 
der Immobilien- und Vermögenstreuhänder Österreichs oder durch ein Sachverständigengutachten 
zu ermitteln. In der Praxis soll das Pauschalwertmodell in der überwiegenden Zahl der Fälle zu den 
niedrigsten Grundstückswerten führen. 
Das Ergebnis des Berechnungsprogramms kann ausgedruckt und soll im Fall der Selbstberechnung 
oder einer elektronischen Abgabenerklärung den Unterlagen zur Berechnung der 
Grunderwerbsteuer beigelegt werden. Durch Unterschrift des Steuerpflichtigen kann die 
Bestätigung der Richtigkeit und Vollständigkeit der angegebenen Daten dokumentiert werden. 

 
• VfGH lehnt Beschwerde gegen „nutzlose“ Sozialversicherung ab 

 

Viele Pensionsbezieher ärgern sich darüber, wenn sie für eine Nebentätigkeit zusätzlich 
Sozialversicherungsbeiträge (insbesondere für die Pensionsversicherung) bezahlen müssen. Dass 
dies rechtens ist, hat der VfGH jüngst wieder bestätigt, und zwar auch dann, wenn nach 
menschlichem Ermessen dadurch kein zusätzlicher Pensionsanspruch erworben werden kann. Nach 
Ansicht des VfGH ist die Einbeziehung in die Pflichtversicherung bei Zugehörigkeit zur 
betreffenden Risikogemeinschaft verfassungsrechtlich unbedenklich, unabhängig davon, ob für den 
Einzelnen daraus Vorteile im Sinne von Pensionsleistungen entstehen.  

 
• Neue steuerlich relevante Zinssätze 

 

Aufgrund einer weiteren Senkung des Fixzinssatzes der EZB sinkt der negative Basiszinssatz von 
minus 0,12% auf minus 0,62%.  
Diese Senkung des Basiszinssatzes führt seit 16. März 2016 zu einer entsprechenden Anpassung der 
Stundungs-, Aussetzungs-, Anspruchs- bzw. Beschwerdezinsen wie folgt: 
 

wirksam ab Basis-zinssatz 
Stundungs-

zinsen 
Aussetzungsz

insen 
Anspruchs-

zinsen 
Beschwerde- 

zinsen 
 8.5.2013 -0,12% 4,38% 1,88% 1,88% 1,88% 

16.3.2016 -0,62% 3,88% 1,38% 1,38% 1,38% 

 

Stundungszinsen werden für die Stundung von Steuerschulden verrechnet. Wird gegen eine 
Steuernachzahlung Beschwerde erhoben, kann anstelle einer Stundung bis zur Erledigung der 
Beschwerde eine so genannte „Aussetzung der Einhebung" mit den niedrigeren Aussetzungszinsen 
beantragt werden. Die Anspruchszinsen werden für Steuernachzahlungen und Steuergutschriften 
bei der Einkommen- bzw Körperschaftsteuer ab dem 1.10. des Folgejahres belastet bzw gutgeschrie-
ben. Seit 1.1.2012 werden im Falle der positiven Erledigung einer Beschwerde die bereits bezahlten 
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und durch die Beschwerde wieder gutgeschriebenen Steuerbeträge in Höhe der Aussetzungszinsen 
verzinst (Beschwerdeverzinsung). Achtung: Die Beschwerdezinsen müssen beantragt werden. 
Beschwerdezinsen sind nicht nur auf Gutschriften von Ertragsteuern (Einkommen und 
Körperschaftsteuer) beschränkt, sondern fallen auch zB bei USt-Gutschriften aufgrund von 
Beschwerden an. 

 

Termine  
 

Termin 30.6.2016 

Vorsteuerrückerstattung in / durch Drittländer 
Die Frist für die Erstattung von Vorsteuern in Drittländern endet in aller Regel am 30.6.2016. Die 
Verfahren sind je nach Land durchaus unterschiedlich. Fest steht, dass in Österreich der Antrag auf 
Rückerstattung der österreichischen Vorsteuern 2015 von ausländischen Unternehmern, die ihren 
Sitz außerhalb der EU haben, bis 30.6.2016 beim Finanzamt Graz-Stadt eingebracht werden muss 
(Formular U5 und Fragebogen Verf 18 und Unternehmerbestätigung U 70). Belege über die entrichtete 
Einfuhrumsatzsteuer und sämtliche Rechnungen sind im Original dem Antrag beizulegen. 
 
Ende der Schonfrist für Registrierkassenpflicht 
Die erlassmäßig vom BMF eingeräumte Übergangsperiode, wonach bei Nichterfüllung der 
Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht aus besonderen Gründen (wie zB zeitliche 
Lieferverzögerung oder Engpässe bei der Einschulung durch den IT-Fachmann) von 
finanzstrafrechtlichen Konsequenzen abzusehen ist, läuft mit Ende Juni 2016 ab. 
 

Termin 30.9.2016 

Vorsteuererstattung in EU-Mitgliedsstaaten bis 30.9.2016 
Österreichische Unternehmer, die Vorsteuern des Jahres 2015 in EU-Mitgliedstaaten geltend 
machen wollen, haben bis 30.9.2016 Zeit, ihre Anträge ausschließlich elektronisch über FinanzOnline 
einzureichen. Grundsätzlich ist die Übermittlung der jeweiligen Papierrechnungen/Einfuhrdokumente - 
bedingt durch das elektronische Verfahren und die Standardisierung des Erstattungsantrages - nicht 
mehr erforderlich. Ausnahme: Der Erstattungsmitgliedstaat kann bei Rechnungen über EUR 1.000  
(bzw Kraftstoffrechnungen über EUR 250) verlangen, dass zusammen mit dem Erstattungsantrag auf 
elektronischem Wege eine Kopie der Rechnung oder des Einfuhrdokuments übermittelt wird. 
Unterjährig gestellte Anträge müssen Vorsteuern von zumindest EUR 400 umfassen. Bezieht sich ein 
Antrag auf ein ganzes Kalenderjahr bzw auf den letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, so müssen die 
Erstattungsbeträge zumindest EUR 50 betragen.  
 


